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Staatsstraße 2085

7437-0086-001

7437-0084-001
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VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 101 "SO PV-FREIFLÄCHENANLAGE AMMERSBERG" MIT INTEGRIERTEM GRÜNORDNUNGSPLAN

M 1:1.000
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Energie
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ÜBERSICHTSPLAN
AUSZUG AUS DEM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN
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Aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBI. I S. 2414, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. I S. 1548) und Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern GO i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI. 
S. 798), zuletzt geändert durch Art. 65 des Gesetzes vom 24.07.2012 (GVBI. S. 366) sowie Art. 81 Abs. 2 
Bayer. Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI.S. 588), zuletzt geändert 
durch § 1 Nr. 13 des Gesetzes vom 08.04.2013 (GVBI. S. 174) erlässt die Gemeinde Hörgertshausen die 
Satzung. 

 
PLANLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1.   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
 
2. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB, § 11 und 16 BauNVO) 
 
2.1 Sondergebiet „Energie“ gem. § 11 Abs. 2 BauNVO mit Solarmodulen, Trafostation, 

Wechselrichter und Batteriespeicher. 
 Zwischen und unter den Solarmodulen extensive Wiesenflächen  
 (Beweidung oder Mahd, keine Düngung) 
 

2.2 1 Art des Sondergebietes 
 2 Max. Höhe der Solarmodule 
 3 zulässige Grundflächenzahl 
 
3. Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und §23 BauNVO) 
 
3.1    Baugrenze 
   
4. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
4.1   private Grünfläche (extensives Grünland unter den Solarmodulen) 
 
5. Planungen, Nutzungsregelungen, Massnahmen und Flächen für Massnahmen zum Schutz,  
    zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
   (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 
5.   Planung 
 
5.1.1  Ausgleichsfläche 
 
5.1.2  extensives Grünland 
 
5.1.3  Heckenstrukturen (Sträucher) 
 
5.1.4  Einzelbaum 
 
 

441/1

7437-0086-001

PLANLICHE HINWEISE 
 
5. Sonstige Planzeichen 
 
5.1   schematische Aufstellung der Solarmodule 
 
5.2    geplanter Zaun (Maschendrahtzaun, H max. 2,20 m) 
 
6. Kartenzeichen für die Bayerischen Flurkarten Grenzpunkte, Grenzen und Beschriftung 
 
6.1    Flurstücksnummer  
 
6.2   Flurstücksgrenze  
 
6.3   Biotopflächen mit Nummer 

0.4 Artenliste (Gehölze) 
 
Bäume: 
Acer campestre  Feld-Ahorn 
Betula pendula  Birke 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Prunus avium  Vogel-Kirsche 
Sorbus aria  Mehlbeere 
Sorbus aucuparia Gemeine Eberesche 
Obstbäume, alle Arten, vorzugsweise Hochstämme 

 
Sträucher: 
Cornus mas   Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Corylus avellana  Haselnuss 
Ligustrum vulgare Liguster 
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 
Prunus spinose  Schlehe 
Rhamnus frangula Faulbaum 
Rosa pimpinellifoia Bibernell-Rose 
Rosa rubiginosa  Wein-Rose 
Salix caprea  Sal-Weide 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Echter Schneeball 
 
Baumarten: Heister 2xv. o.B. 150-200 
Straucharten: Sträucher 2xv. o.B. 60-100 
 
Nadelgehölze aller Art, hängende und buntlaubige Arten und Sorten sind im gesamten Gebiet 
unzulässig. 

TEXTLICHE HINWEISE 
 
 
A  Ausgleichsflächen 
 

1. Anwendungen der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung:  
Der Ausgleichsbedarf beläuft sich bei einem Kompensationsfaktor von 0,2 innerhalb der 
Baugrenzen auf 10.741 m².  
 
2. Gestaltung: 
Für die Gestaltung der Ausgleichsflächen ist eine ökologische Baubegleitung erforderlich. Ein 
grundbuchrechtlicher Eintrag auf den Ausgleichsflächen zugunsten des Freistaates Bayern mit 
Zweckbestimmung Naturschutz ist aufzunehmen. Die Ausgleichsflächen sind mit Lageplan ans 
Ökoflächenkataster zu melden. Die Gestaltungsmaßnahmen sind mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 
 
B  Brandschutz 
 

1. Die Zufahrt und die Verkehrsflächen für die Feuerwehr im Sondergebiet (Umfahrt) sind so 
anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den 
Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. Die 
Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird 
auch auf die DIN 14 090 „Flächen für Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen. Die Details 
(Bewegungsflächen usw.) sind ebenfalls mit Feuerwehr im Einvernehmen mit der 
Kreisbrandinspektion festzulegen. 
 
Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass die sog. „Wendehammer“ auch für 
Feuerwehrfahrzeuge benutzbar sind. Zur ungehinderten Benutzung ist ein 
Wendeplatzdurchmesser von mind. 18 m, für Feuerwehreinsätze mit einer Drehleiter DL(K) 
23-12 ein Durchmesser von mind. 21 m erforderlich. Gegebenenfalls sind 
Verkehrsbeschränkungen (Halteverbot) zu verfügen. 
 

2. Steht kein Hydrantennetz nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas-
und Wasserfaches e. V. (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 und W 405 – zur Verfügung, sind 
in der Alarmierungsplanung geeignete wasserführende Fahrzeuge einzuplanen. Ggf. 
können zusätzliche Fahrzeuge mit Sonderlöschmitteln oder Sondergeräten erforderlich 
sein. 
 

3. Es ist vom Betreiber ein Feuerwehrplan nach DIN 14 095 in Abstimmung mit der 
zuständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises Freising (Kreisbrandrat) anzufertigen 
und der örtlichen Feuerwehr zur Verfügung zu stellen. Für die Objektplanung 
(Alarmplanung) ist von der Gemeinde eine eindeutige Alarmadresse zuzuordnen. 

 
4. Damit die Feuerwehr im Schadensfall einen Ansprechpartner erreichen kann, ist am 

Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbarkeit eines Verantwortlichen für die bauliche 
Anlage anzubringen und der örtlichen Feuerwehr mitzuteilen, damit Adresse und 
Erreichbarkeit des Betreibers der Photovoltaikanlage im Einsatzleitsystem der integrierten 
Leitstelle hinterlegt werden kann. 

 
5. Sollte ein Leitungsbau für den Brandschutz notwendig sein, sind die entstehenden Kosten 

für den Bau der Leitungen sowie für die evtl. notwendigen Veränderungen des bestehenden 
Rohrleitungsnetzes gemäß Verbandsatzung § 4 Abs. 7 vom Vorhabenträger zu tragen. 

C  Beschädigung 
 

Beschädigungen durch Verschmutzung oder Steinschlag, die auf ortsübliche Pflege- und 
Unterhaltungsmaßnahmen, wie z. B. Winterdienst der angrenzenden Straßen zurückzuführen 
sind, sind vom Betreiber der Freiflächen-Photovoltaikanlage hinzunehmen und führen zu
keinerlei Schadensersatzansprüchen. 
 
 

D  Immissionsschutz 
 

1. Die Photovoltaikanlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass keine Belästigung durch 
Lichtimmissionen (z. B. Blendwirkung) auftreten. 
Sollte es wider Erwarten je nach Sonnenstand zur Blendwirkung durch Module der 
Photovoltaikanlage an nahen gelegenen IO und entlang der Verbindungsstraße 
Ammersberg kommen, ist durch geeignete Maßnahmen (z. B. Heckenpflanzung, 
Schilfrohrmatten oder dergleichen) sicherzustellen, dass diese Belendwirkung vermieden 
wird. 
 

2. Es ist darauf zu achten, dass der vorgesehene Standort für die zu errichtende Trafostation 
so festgelegt wird, dass die in Anhang 2 der 26. BlmSchV vorgegebenen Grenzwerte für 
die elektrische Feldstärke und die magnetische Flussdichte an den nächstgelegenen 
Immissionsorten nicht überschritten werden. 

 
3. Hinsichtlich Lärmemissionen durch die Photovoltaikanlage (Trafohäuschen bzw. 

Übergabestation) ist die TA Lärm (i. d. F. vom 26.08.1998, zuletzt geändert am 
01.06.2017) unter Berücksichtigung der Vorbelastung zu beachten. 

 
 

E  Denkmalschutz 
 

Art. 8 Abs. 1 DSchG 
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichten sich auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder Leiter der Arbeiten befreit. 
 
Art. 8 Abs. 2 DSchG 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
 

F  Bewirtschaftung landwirtschaftlichen Flächen 
 
Die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen und 
deren ungehinderte Erreichbarkeit muss weiterhin gewährleistet werden. Es ist dafür zu sorgen, 
dass die landwirtschaftlich genutzten Flächen weiterhin mit modernen landwirtschaftlichen 
Maschinen und Geräten erreicht werden können. Die angrenzenden Flächen dürfen durch die 
Anlage auch nicht beeinträchtigt werden. 
Es kann zu unvermeidbaren Lärm-, Staub- und Geruchsemissionen kommen. Dem Bauwerber 
ist dieser Umstand mitzuteilen und soweit diese Emissionen unvermeidbar sind, von diesem zu 
tolerieren. 

G  Telekommunikation 
 
Die Telekom ist nicht verpflichtet, Photovoltaik-Anlagen an ihr öffentliches 
Telekommunikationsnetz anzuschließen. Gegebenenfalls ist dennoch die Anbindung an das 
Telekommunikationsnetz der Telekom auf freiwilliger Basis und unter der Voraussetzung der 
Kostenerstattung durch den Vorhabenträger möglich. Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und 
einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers mit der Telekom erforderlich. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitung und 
Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 –
Abschnitt 6 zu beachten. Durch Baumpflanzungen darf der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
 
0.1 SONDERGEBIET 

 
0.1.1 Art und Maß der Baulichen Nutzung (nach §11 BauNVO) 

 
0.1.1.1 Zulässig ist die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage mit Solar Modulen und 

Trafostation bis zu einer maximal zulässigen Anlagenhöhe von 3,8 m über Gelände. 
 

0.1.1.2 Zulässige Grund- / Geschossfläche 
 

Nutzung Absolute Grundfläche GR 
§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 

Geschossfläche - GFZ 
§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 

Photovoltaikanlage 
einschließlich Trafostation, 
Wechselrichter, 
Übergabestation 

max. 32.230 m² - 

 
0.1.2 Einfriedung 

 
0.1.2.1 Eine Einfriedung des Geländes ist bis 2,20 m Höhe zulässig. Ausführung als Maschendrahtzaun 

ohne Sockel. Ein Abstand von mind. 0,20 m zur Geländeoberfläche ist einzuhalten 
(Durchlässigkeit für Kleinsäuger). Bei einer extensiven Schafbeweidung kann der Bodenabstand 
des Zauns durch einen zusätzlichen Draht bei Bedarf auf 10 cm verringert werden. 

 
0.1.3 Oberflächenwasser 

 
0.1.3.1 Sämtliches im Sondergebiet anfallendes unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem 

jeweiligen Grundstück zu versickern. 
 

0.1.4 Rückbauverpflichtung 
 

0.1.4.1 Die Nutzung des „Sondergebiet für Photovoltaik-Freiflächenanlage Ammersberg“ ist nur so 
lange die Stromerzeugung aufrechterhalten wird zulässig. Wird die Stromerzeugung dauerhaft 
aufgegeben, so ist spätestens 1 Jahr danach die Anlage vollständig zurückzubauen. Nach 
Beendigung der Nutzung als Photovoltaik-Freiflächenanlage soll die Fläche anschließend wieder 
landwirtschaftlich genutzt werden. Eine entsprechende Rückbauverpflichtung und 
diesbezügliche dingliche Absicherung ist von der Gemeinde sicherzustellen. 

 
 

0.2 GRÜNORDNUNG / AUSGLEICHSFLÄCHEN 
 

0.2.1 Private Grünfläche 
 

0.2.1.1 Die privaten Grünflächen im Sondergebiet sind mit der Ansaat von standortgemäßem Saatgut 
als extensives Grünland herzustellen und zu erhalten. Die Flächen sind ein- bis zweimal jährlich 
zu mähen; das Mähgut ist von der Fläche zu entfernen. Alternativ ist eine Beweidung zulässig 
(ohne Zufütterung). Eine Düngung sowie die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sind 
unzulässig. 

 
0.2.1.2 Um den Nachteil einer künftigen Beschattung durch Bäume im Grünstreifen auszugleichen, ist 

ein Mindestabstand von 4 Metern zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen 
einzuhalten. 

0.3 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR 
UND LANDSCHAFT 
 

0.3.1 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung, von 
Boden, Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen nach § 1 a BauGB) 

 
0.3.1.1 Der Ausgleich erfolgt intern in den Randbereichen. 

Es wird eine ein- bis zweimalige Mahd der gesamten Wiesenfläche pro Jahr ohne die 
Verwendung von Düngern oder Pflanzenschutzmitteln festgesetzt. Das Mähgut ist auf der 
gesamten Fläche zu entfernen. 
 

0.3.1.2 Die Pflanzungen von Heckenstrukturen und Einzelbäumen mit autochthonem Pflanzmaterial 
sind spätestens im Laufe eines Jahres nach Inbetriebnahme des Baus fachgerecht zu erstellen 
und bis zu ihrer Bestandssicherung entsprechend zu pflegen und gegen Wildschäden zu 
schützen. Ausgefallene Gehölze sind in der jeweils folgenden Pflanzperiode zu ersetzen, wobei 
die Neupflanzungen ebenfalls den festgesetzten Güteanforderungen zu entsprechen haben und 
arttypisch zu entwickeln sind. 

 
0.3.1.3 Auf den Ausgleichsflächen ist darauf zu achten, dass sich keine Neophyten (z. B. Goldrute, 

Riesen-Bärenklau, Springkraut, Ambrosia) ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und 
gegebenenfalls nötige Bekämpfungen der Neophyten, am Besten im Frühsommer (vor der 
Blüte), sind durchzuführen. 

 
0.3.1.4 Spätestens nach Abschluss der aller Baumaßnahmen müssen die Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen umgesetzt sein. 
 
0.3.1.5 Die Ausgleichsfläche ist dauerhaft zu erhalten und bis zum Erreichen des Entwicklungsziels 

entsprechend zu pflegen. Bis zum Erreichen des Entwicklungsziels wird ein Zeitraum von 
25 Jahren für angemessen gehalten. 
Für Ausgleichsflächen, die nicht im Eigentum der Gemeinde Hörgertshausen sind, ist im 
Grundbuch eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit (gemäß § 15 Abs. 4 
BNatSchG).zugunsten des Freistaates Bayern oder der Gemeinde Hörgertshausen einzutragen. 
Eine dingliche Sicherung, die eine Handlungs- und Unterlassungsverpflichtung beinhaltet, ist 
notwendig und müsste als beschränkte persönliche Dienstbarkeit gem. § 1090 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) erfolgen. 


